
MANDANTENRUNDSCHREIBEN
März 2023



2 www.wirtschaftstreuhand.de

Positive Steueränderungen gibt es für Alleinerziehende: Zum einen wurde der 
Grundentlastungsbetrag mit Wirkung ab 2023 um 252 EUR auf 4.260 EUR pro Jahr 
erhöht. Zudem hat das Bundesfinanzministerium die positive Rechtsprechung des 
Bundesfinanzhofs umgesetzt, wonach der Entlastungsbetrag grundsätzlich auch im 
Jahr der Eheschließung oder Trennung zeitanteilig beansprucht werden kann.

Darüber hinaus ist in diesem Monat auf folgende Aspekte hinzuweisen: 

  �Weniger erfreulich ist die Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs zum Solidari-
tätszuschlag: Denn die Richter halten die Erhebung der Ergänzungsabgabe in 
den Jahren 2020 und 2021 noch für verfassungsgemäß.

  �Durch das Jahressteuergesetz 2022 wurde ein umsatzsteuerlicher Nullsteuer-
satz für Umsätze im Zusammenhang mit bestimmten Photovoltaikanlagen 
eingeführt. In einem BMF-Schreiben hat sich die Finanzverwaltung nun ins-
besondere mit Fragen zur unentgeltlichen Wertabgabe befasst.

  �Die Regelungen zur Anwendung des § 14c Abs. 1 Umsatzsteuergesetz werden 
geändert bzw. unionskonform ausgestaltet werden müssen. Denn zu der The-
matik „überhöhter Umsatzsteuerausweis“ erging ein Urteil des Europäischen 
Gerichtshofs in einem österreichischen Verfahren, welches der deutschen 
Handhabung entgegensteht.

Diese und weitere interessante Informationen finden Sie in der Ausgabe für März 
2023. Viel Spaß beim Lesen!

STEUERTERMINE 2023 

März – Mai

SCHECKZAHLUNGEN 

Bei Scheckzahlung muss der Scheck 
dem Finanzamt spätestens drei Tage 
vor dem Fälligkeitstag vorliegen!

AUSGABE 03 | 2023 

INHALT

ÜBERSICHT 

Steuerinformationen für März 2023

März April Mai

Umsatzsteuer mtl. 10. 11. 10.

Umsatzsteuer viertelj. 11.

Lohnsteuer 10. 11. 10.

Einkommensteuer 10.

Körperschaftsteuer 10.

Schonfrist für Zahlungen zu obigen Steuern 13. 14. 15.

Gewerbesteuer 15.

Grundsteuer 15.

Schonfrist für Zahlungen zur Gewerbe-/Grundsteuer 19.

SV-Beitragsnachweis 27. 24. 24.

Fälligkeit der SV-Beiträge 29. 26. 26.
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EDITORIAL 

Sehr geehrte 
Leserinnen und Leser,

Peter Richter
Wirtschaftsprüfer |  
Steuerberater

Diplom-Ökonom

FÜR ALLE STEUERPFLICHTIGEN

Grunderwerbsteuer:  
Anstieg in Hamburg und Sachsen

FÜR ALLE STEUERPFLICHTIGEN

Positive Steueränderungen  
für Alleinerziehende

wir hatten Sie in der Vergangenheit bereits 
auf steuerliche Implikationen und Fallstricke 
rund um das Thema „Kryptowährungen und 
andere digitale Token“ hingewiesen. Nun hat 
sich der Bundesfinanzhof (BFH) erstmals zur 
Steuerpflicht von Veräußerungsgewinnen bei 
Kryptowährungen geäußert (BFH-Urteil vom 
14.02.2023 - IX R 3/22).

Im Streitfall hatte der Kläger verschiedene 
Kryptowährungen erworben und veräußert. Im 
Streitjahr 2017 erzielte er daraus bei einem In-
vestment von rund 20.000 Euro einen Gewinn 
in Höhe von insgesamt 3,4 Millionen Euro (!). 
Mit dem Finanzamt kam es zum Streit darüber, 
ob der Gewinn aus der Veräußerung von Kryp-
towährungen der Einkommensteuer unterliegt.

Dem Finanzamt hielt der Kläger entgegen, 
dass Kryptowährungen reine Computeralgo-
rithmen seien und damit kein Wirtschafts-
gut, dessen Handel der Steuer unterworfen 
werden könnte. Dieses Argument ließ der 
BFH aber nicht gelten. Der Begriff des Wirt-
schaftsguts ist weit zu fassen und betrifft 
neben Sachen und Rechten auch tatsächliche 
Zustände sowie konkrete Möglichkeiten und 
Vorteile, deren Erlangung sich ein Steuer-
pflichtiger etwas kosten lässt und die nach 
der Verkehrsauffassung einer gesonderten 
selbstständigen Bewertung zugänglich sind. 
Diese Voraussetzungen sind bei virtuellen 
Währungen gegeben. Sie werden auf Han-
delsplattformen und Börsen gehandelt, ha-
ben einen Kurswert und könnten auch direkt 
für Zahlungsvorgänge verwendet werden. Bei 
Kryptowährungen handelt es sich daher um 
Wirtschaftsgüter, die bei einer Anschaffung 
und Veräußerung innerhalb eines Jahres der 
Besteuerung als privates Veräußerungsge-
schäft unterfallen. 

Gerne unterstützen wir Sie bei allen steuerli-
chen Fragestellungen rund um Ihre Investitio-
nen in Kryptowährungen und andere digitale 
Wirtschaftsgüter.

In zwei Bundesländern wird der Immobilien-
erwerb teurer. Denn Hamburg (von 4,5 % auf 
5,5 %) und Sachsen (von 3,5 % auf 5,5 %) 
haben die Grunderwerbsteuer zum 1.1.2023 
erhöht. Nach dem Grunderwerbsteuergesetz 
beträgt der Steuersatz 3,5 %.

Die Bundesländer haben jedoch die Möglich-
keit, den Steuersatz selbst festzulegen. Nach 
der Erhöhung in Sachsen liegt der Steuersatz 
nur noch in Bayern bei 3,5 %. „Spitzenreiter“ 
mit jeweils 6,5 % sind Brandenburg, Nord-
rhein-Westfalen, das Saarland, Schleswig- 
Holstein und Thüringen.

Seit 2023 beträgt der Grundentlastungsbe-
trag für Alleinerziehende mit einem Kind 
pauschal 4.260 EUR pro Jahr (davor waren es 
4.008 EUR). Dieser Betrag erhöht sich für je-
des weitere Kind, für das ebenfalls die Voraus-
setzungen des § 24b Einkommensteuergesetz 
(EStG) erfüllt werden, um jeweils 240 EUR. 
Zudem hat das Bundesfinanzministerium um-
fangreich zum Entlastungsbetrag Stellung be-
zogen und dabei die positive Rechtsprechung 
des Bundesfinanzhofs aus 2021 umgesetzt, 
wonach der Entlastungsbetrag auch im Jahr 
der Eheschließung oder Trennung zeitanteilig 
beansprucht werden kann, sofern die übrigen 
Voraussetzungen erfüllt werden.

Bislang hat die Finanzverwaltung den Entlas-
tungsbetrag im Jahr der Eheschließung oder 
Trennung infolge der möglichen Zusammen-
veranlagung nicht anerkannt. Nunmehr ist 
wie folgt zu unterscheiden: 

In dem Veranlagungszeitraum, in dem sich 
die Ehegatten trennen, ist eine zeitanteilige 
Inanspruchnahme möglich, sofern die übrigen 
Voraussetzungen des § 24b EStG erfüllt sind. 
Bei dauerndem Getrenntleben kann der Ent-
lastungsbetrag zeitanteilig ab dem Monat der 
Trennung beansprucht werden. Der Steuer-
pflichtige kann den Entlastungsbetrag im Jahr 

der Eheschließung zeitanteilig in Anspruch 
nehmen, sofern er die übrigen Voraussetzun-
gen des § 24b EStG erfüllt, insbesondere nicht 
bereits in einer Haushaltsgemeinschaft mit 
dem späteren Ehegatten gelebt hat.

  Beispiel 

M ist alleinstehend und lebt mit ihrer min-
derjährigen Tochter in einem gemeinsamen 
Haushalt. Am 15. August zieht der neue Part-
ner P in die Wohnung ein. M und P heiraten 
am 12. Dezember und wählen für diesen 
Veranlagungszeitraum die Zusammenveranla-
gung. Bis einschließlich August kann M den 
Entlastungsbetrag zeitanteilig (= 8/12) in An-
spruch nehmen.

Beachten Sie  |  In dem Schreiben des Bun-
desfinanzministeriums finden sich auch viele 
Ausführungen, wann eine Haushaltsgemein-
schaft mit einer anderen volljährigen Per-
son vorliegt, die den Entlastungsbetrag aus-
schließt. Ist der Partner nur vorübergehend 
abwesend (z. B. Krankenhausaufenthalt oder 
Auslandsreise), liegt weiter eine Haushalts-
gemeinschaft vor. Ist die Abwesenheit aber 
nicht nur vorübergehend (z. B. Auszug aus 
der gemeinsamen Wohnung oder Meldung als 
vermisst), entfällt die Haushaltsgemeinschaft.

Quelle  |  Inflationsausgleichsgesetz, BR-Drs. 576/22 (B) vom 25.11.2022; Die Bundesregierung: „Inflationsausgleich für 48 Millionen  

Menschen“ vom 10.11.2022

www.wirtschaftstreuhand.de
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FÜR GRUNDSTÜCKSEIGENTÜMER

Privates Veräußerungsgeschäft:  
Vorherige teilweise Vermietung als Steuerfalle

FÜR ALLE STEUERPFLICHTIGEN

Solidaritätszuschlag in 
2020 und 2021 noch 
nicht verfassungswidrig

Wird eine zu eigenen Wohnzwecken genutz-
te Immobilie innerhalb der Veräußerungsfrist 
(10 Jahre) verkauft, ist der Gewinn insoweit 
nicht von der Besteuerung ausgenommen, als 
er auf tageweise an Dritte vermietete Räu-
me entfällt. So die Entscheidung des Bundes- 
finanzhofs.

  Hintergrund 

Die Besteuerung des Veräußerungsgewinns 
eines innerhalb des Zehnjahreszeitraums ver-
äußerten Grundstücks wird vermieden, wenn 
das Wirtschaftsgut im Zeitraum zwischen An-
schaffung oder Fertigstellung und Veräuße-
rung ausschließlich zu eigenen Wohnzwecken 
oder im Jahr der Veräußerung und in den 
beiden vorangegangenen Jahren zu eigenen 
Wohnzwecken genutzt wurde. Dies regelt  
§ 23 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 Einkommensteuergesetz 
(EStG).

  Sachverhalt 

Ehegatten kauften 2011 ein Reihenhaus (ca. 
150 qm Wohnfläche), das sie mit ihren Kin-
dern bewohnten. 2012 bis 2017 vermieteten 
sie einzelne Zimmer im Dachgeschoss tage-
weise (konkret zwischen 12 und 25 Tagen pro 
Jahr) an Messegäste und erzielten daraus Ver-
mietungseinkünfte.

2017 verkauften die Eheleute die Immobilie. 
Das Finanzamt unterwarf den Gewinn wegen 
der zeitweise erfolgten Vermietung einzel-
ner Zimmer teilweise der Besteuerung. Das 
Finanzgericht Niedersachsen teilte diese 
Sichtweise jedoch nicht. Beurteilungsobjekt 
sei das gesamte Gebäude als Wirtschaftsgut. 
Die zeitweise Vermietung des Dachgeschos-

ses führe nicht dazu, dass hinsichtlich des 
Dachgeschosses innerhalb des Gebäudes ein 
selbstständiges Wirtschaftsgut entstehe, das 
gesondert zu betrachten wäre. Die Freude der 
Eheleute währte (leider) nicht lange. Denn 
der Bundesfinanzhof hob die Entscheidung 
des Finanzgerichts auf.

Nach Ansicht des Bundesfinanzhofs ist der 
Gewinn aus der Veräußerung insoweit nicht 
von der Einkommensbesteuerung ausgenom-
men, als er auf tageweise an Dritte vermiete-
te Räume entfällt. Denn eine räumliche oder 
zeitliche Bagatellgrenze für eine unschädliche 
Nutzungsüberlassung an Dritte besteht nicht. 

Maßstab für die Ermittlung des anteilig steu-
erbaren Veräußerungsgewinns ist das Ver-
hältnis der Wohnflächen zueinander (durch-
gängig zu eigenen Wohnzwecken genutzte 
Wohnfläche zu vorübergehend zu fremden 
Wohnzwecken überlassener Wohnfläche). In 
diesem Zusammenhang ist auf die Wohn- und 
nicht auf die Nutzflächen abzustellen, weil  
§ 23 EStG die Nutzung zu eigenen Wohnzwe-
cken privilegiert. 

Merke  |  Deutlich positiver ist die Sichtweise 
beim häuslichen Arbeitszimmer. Denn wird 
eine zu eigenen Wohnzwecken genutzte Im-
mobilie innerhalb der Veräußerungsfrist ver-
äußert, ist der Veräußerungsgewinn auch in-
soweit von der Besteuerung ausgenommen, 
als er auf ein zur Erzielung von Überschuss-
einkünften genutztes häusliches Arbeitszim-
mer entfällt. Dies hat der Bundesfinanzhof in 
2021 entschieden.

Quelle  |  BFH-Urteil vom 19.7.2022, Az. IX R 20/21, unter  

www.iww.de, Abruf-Nr. 233193; BFH-Urteil vom 1.3.2021,  

Az. IX R 27/19

Für den Bundesfinanzhof war die Erhebung 
des Solidaritätszuschlags (Soli) in den Jahren 
2020 und 2021 noch nicht verfassungswidrig.
Bei seiner Einführung im Jahr 1995 sollte 
der Soli der Abdeckung der im Zusammen-
hang mit der deutschen Wiedervereinigung 
entstandenen finanziellen Lasten dienen. Mit 
dem Auslaufen des Solidarpakts II und der 
Neuregelung des Länderfinanzausgleichs zum 
Jahresende 2019 hat der Soli seine Rechtfer-
tigung als Ergänzungsabgabe aber nicht ver-
loren.

Nach der Urteilsbegründung kann sich ein 
vorübergehender Mehrbedarf des Bundes auf 
sehr lange Zeiträume erstrecken. Dies kann 
bei einer „Generationenaufgabe“, wie der 
Herstellung gleichwertiger Lebensverhältnis-
se in den alten und neuen Bundesländern, 
ein Zeitraum von bis zu 30 Jahren sein – und 
dieser Zeitraum ist beim Soli jedenfalls 26 
bzw. 27 Jahre nach seiner Einführung noch 
nicht abgelaufen.

Seit 2021 werden wegen der erhöhten Frei-
grenzen nur noch Bezieher höherer Einkom-
men mit dem Soli belastet (vgl. das „Gesetz 
zur Rückführung des Solidaritätszuschlags 
1995“). Nach Auffassung des Bundesfinanz-
hofs ist die Staffelung des Soli mit Blick auf 
das Sozialstaatsprinzip des Grundgesetzes ge-
rechtfertigt.

Beachten Sie  |  Auf den Soli, den Kapitalge-
sellschaften auf die Körperschaftsteuer zahlen 
müssen, hat die Rückführung des Soli keine 
Auswirkungen. Auch auf Einkünfte aus Kapital-
vermögen, die der Abgeltungsteuer unterlie-
gen, wird weiterhin der volle Soli fällig. 

Wie geht es nun weiter? Da der Bundesfi-
nanzhof nicht von der Verfassungswidrigkeit 
des Soli überzeugt war, ist eine Vorlage an 
das Bundesverfassungsgericht nicht erfolgt. 
Die Steuerpflichtigen haben aber nun die 
Möglichkeit, Verfassungsbeschwerde einzu-
reichen.

Quelle  |  BFH-Urteil vom 17.1.2023, Az. IX R 15/20, unter  

www.iww.de, Abruf-Nr. 233465; BFH, PM Nr. 7/23 vom 30.1.2023; 

Gesetz zur Rückführung des Solidaritätszuschlags 1995,  

BGBl I 2019, S. 2115
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FÜR VERMIETER

Mieterabfindungen: Bundesfinanzhof beschränkt den Anwendungsbereich 
der anschaffungsnahen Herstellungskosten

FÜR UNTERNEHMER

Betriebsaufgabegewinn eines Architekten:  
Keine Einbeziehung eines anteiligen Kaufpreises für einen Garten

Eine Abfindung, die der Steuerpflichtige für 
die vorzeitige Kündigung des Mietvertrags 
und die Räumung der Wohnung an Mieter 
zahlt, um das Gebäude umfangreich renovie-
ren zu können, gehört nicht zu den anschaf-
fungsnahen (fiktiven) Herstellungskosten. Die 
Aufwendungen sind nach der Entscheidung 
des Bundesfinanzhofs somit sofort als Wer-
bungskosten abzugsfähig.

  Hintergrund 

Nach § 6 Abs. 1 Nr. 1a Einkommensteuerge-
setz (EStG) können Investitionen innerhalb 
von drei Jahren nach der Anschaffung nicht 
als sofort abziehbare Werbungskosten be-
rücksichtigt werden, wenn sie 15 % der An-

schaffungskosten des Gebäudes übersteigen. 
Die Aufwendungen wirken sich dann „ledig-
lich“ über die langjährige Gebäudeabschrei-
bung aus.

  Entscheidung 

Zu den Aufwendungen im Sinne des § 6 Abs. 1  
Nr. 1a S. 1 EStG gehören sämtliche Aufwen-
dungen für bauliche Maßnahmen, die im 
Rahmen einer im Zusammenhang mit der 
Anschaffung des Gebäudes vorgenommenen 
Instandsetzung und Modernisierung anfallen. 
Gesetzlich ausgenommen sind: Aufwendun-
gen für Erhaltungsarbeiten, die jährlich üb-
licherweise anfallen, und Aufwendungen für 
Erweiterungen.

Nach einer Entscheidung des Finanzgerichts 
Münster ist ein auf den Garten eines gemischt 
genutzten Grundstücks entfallender anteiliger 
Kaufpreis nicht in den Aufgabegewinn eines 
Architektenbetriebs einzubeziehen.

  Sachverhalt 

Das Büro eines Architekten befand sich in sei-
nem ansonsten zu Wohnzwecken genutzten 
Einfamilienhaus und umfasste 22,62 % der 
Wohnfläche. Zum Grundstück gehörte ein ca. 
150 qm großer, aufwendig gestalteter Garten. 
Im Streitjahr 2014 wurde das Grundstück für 
850.000 EUR veräußert und kurze Zeit später die 
Betriebsaufgabe erklärt. Nach dem notariellen 
Vertrag sollten vom Kaufpreis 70.000 EUR auf 

den Grund und Boden, 680.000 EUR auf das 
Gebäude und 100.000 EUR auf den Garten ent-
fallen.

Entgegen der Einkommensteuererklärung, in 
der der Garten nicht in die Ermittlung einbe-
zogen wurde, bezog das Finanzamt 22,62 % 
des Gesamtkaufpreises in den Aufgabege-
winn ein. Das Finanzgericht Münster sah das 
jedoch anders.

Die Gartenanlage ist steuerlich als selbststän-
diges Wirtschaftsgut anzusehen, auch wenn 
sie zivilrechtlich mit dem Grund und Boden 
und dem Gebäude eine Einheit bildet. Der 
Garten weist keinen Zusammenhang zu den 
dem Betriebsvermögen des Architekten zu-

geordneten Büroflächen auf. Er ist von den 
im Dachgeschoss befindlichen Büroflächen 
aus nicht zugänglich gewesen und wurde 
ausschließlich privat genutzt. Wegen der be-
sonders aufwendigen Herstellung bzw. um-
fangreichen Umgestaltung war der Garten 
vom „nackten“ Grund und Boden zu unter-
scheiden. 

Für das Finanzgericht bestanden keine An-
haltspunkte dafür, dass die Kaufpreisauftei-
lung nur zum Schein getroffen wurde. Der 
dem Garten zugewiesene Anteil erschien 
wirtschaftlich vertretbar.

Quelle  |  FG Münster, Urteil vom 18.10.2022, Az. 2 K 3203/19 E, 

unter www.iww.de, Abruf-Nr. 232809

Im Gegensatz zur Vorinstanz ist der Bundes-
finanzhof der Ansicht, dass § 6 Abs. 1 Nr. 1a 
EStG auf Aufwendungen für bauliche Maßnah-
men beschränkt ist – und da Mieterabfindun-
gen keine baulichen Maßnahmen sind, sind 
sie grundsätzlich sofort abzugsfähig.

Beachten Sie  |  Mieterabfindungen sind je-
doch (originäre) Herstellungskosten, wenn 
sie dazu dienen, die bis dahin vermieteten 
Gebäude abzubrechen und ein neues Gebäu-
de errichten zu können.

Quelle  |  BFH-Urteil vom 20.9.2022, Az. IX R 29/21, unter  

www.iww.de, Abruf-Nr. 233183
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FÜR UNTERNEHMER

Photovoltaikanlagen: Finanzverwaltung äußert sich zum neuen Nullsteuersatz 

Durch das Jahressteuergesetz 2022 wurde ein 
Nullsteuersatz für Umsätze im Zusammen-
hang mit bestimmten Photovoltaikanlagen 
eingeführt. Geregelt ist dies in dem neuen  
§ 12 Abs. 3 Umsatzsteuergesetz (UStG), der 
am 1.1.2023 in Kraft getreten ist. Entschei-
dend ist hier die Leistungserbringung, also 
regelmäßig die Abnahme der Anlage. In 
einem BMF-Schreiben hat sich die Finanzver-
waltung nun insbesondere mit Fragen zur un-
entgeltlichen Wertabgabe befasst.

  Neuregelung 

Nach § 12 Abs. 3 UStG gilt für die Lieferung, 
den innergemeinschaftlichen Erwerb, die Ein-
fuhr und die Installation von Photovoltaikan-
lagen und Stromspeichern ein Steuersatz von 
0 % (Nullsteuersatz), soweit

  �es sich um eine Leistung an den Betreiber 
der Photovoltaikanlage handelt und 

  �die Anlage auf oder in der Nähe von 
Privatwohnungen, Wohnungen sowie öf-
fentlichen und anderen Gebäuden, die für 
dem Gemeinwohl dienende Tätigkeiten 

genutzt werden, installiert wird. Diese Vo-
raussetzungen gelten als erfüllt, wenn die 
installierte Bruttoleistung der Photovol-
taikanlage laut Marktstammdatenregister 
nicht mehr als 30 kW (Peak) beträgt.

  Unentgeltliche Wertabgabe 

Altfälle: Ein Unternehmer konnte eine vor 
dem 1.1.2023 angeschaffte Photovoltaikan-
lage voll seinem Unternehmen zuordnen. 
Wenn er auf die Anwendung der Kleinunter-
nehmerregelung (§ 19 UStG) verzichtet hat, 
ist er zum vollen Vorsteuerabzug aus der An-
schaffung berechtigt. Der dezentral (privat) 
verbrauchte Strom unterliegt dann der Wert-
abgabenbesteuerung, wodurch der zunächst 
zulässige Vorsteuerabzug nachgelagert aus-
geglichen wird. Auch nach dem 31.12.2022 
ist in diesen Fällen wie bisher weiterhin 
grundsätzlich eine unentgeltliche Wertabga-
be zu besteuern. 

Neufälle: Erwirbt ein Unternehmer ab dem 
1.1.2023 eine Photovoltaikanlage unter An-
wendung des Nullsteuersatzes, erübrigen 

sich auch die Fragen zum Vorsteuerabzug 
(kein Steueranfall). Anders als bisher erfolgt 
in diesen Fällen daher keine Versteuerung 
einer unentgeltlichen Wertabgabe. Auch die 
Entnahme oder unentgeltliche Zuwendung ei-
ner Photovoltaikanlage, die ab dem 1.1.2023 
unter Anwendung des Nullsteuersatzes er-
worben wurde, stellt keine unentgeltliche 
Wertabgabe dar. 

Beachten Sie  |  Die Entnahme oder un-
entgeltliche Zuwendung einer Photovol- 
taikanlage, die vor dem 1.1.2023 erworben 
wurde und die zum vollen oder teilweisen 
Vorsteuerabzug berechtigt hat, unterliegt nach 
§ 3 Abs. 1b UStG als unentgeltliche Wertab-
gabe der Umsatzsteuer. Eine Entnahme der 
Photovoltaikanlage ist nur möglich, wenn 
zukünftig voraussichtlich mehr als 90 % des 
erzeugten Stroms für nichtunternehmerische 
Zwecke verwendet werden. Unter den üb-
rigen Voraussetzungen des § 12 Abs. 3 UStG  
unterliegt diese unentgeltliche Wertabgabe 
dem Nullsteuersatz. 

Quelle  |  BMF-Schreiben vom 14.02.2023, Az. III C 3 - S 7175/21/ 

10003 :003
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FÜR ARBEITGEBER

Mutterschaftszuschuss  
aufgrund Tarifvertrag  
nicht steuerfrei

FÜR ARBEITGEBER
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FÜR UNTERNEHMER

Umsatzsteuer: Keine Steuerschuld für  
überhöhten Steuerausweis an Endverbraucher

Weist ein Unternehmer in der Rechnung einen 
höheren als den gesetzlich geschuldeten Um-
satzsteuerbetrag aus (z. B. 19 % anstatt 7 %), 
schuldet er auch den überhöhten Betrag.  
§ 14c Abs. 1 S. 2 Umsatzsteuergesetz (UStG) 
erlaubt zwar die Korrektur des überhöhten 
Ausweises per Rechnungsberichtigung. Doch 
gerade bei vielen Kleinbetragsrechnungen 
an Endverbraucher ist dies problematisch 
bzw. faktisch unmöglich, weil die Kontakt-
daten der Personen oft nicht bekannt sind. 
Zu der Thematik „überhöhter Steueraus-
weis“ erging nun ein Urteil des Europäischen 
Gerichtshofs in einem österreichischen Ver-
fahren, welches der deutschen Handhabung 
entgegensteht.

Der Europäische Gerichtshof hat Folgen-
des entschieden: Hat ein Steuerpflichtiger 
eine Dienstleistung erbracht und in seiner 

Nach § 3 Nr. 1 Buchst. d Einkommensteuer-
gesetz (EStG) sind insbesondere das Mutter-
schaftsgeld nach dem Mutterschutzgesetz 
(MuSchG) und der Zuschuss zum Mutterschafts-
geld nach dem MuSchG steuerfrei. Tarifver-
tragliche Zuschüsse einer Rundfunkanstalt an 
eine selbstständige Journalistin anlässlich ihrer 
Schwangerschaft und Mutterschaft fallen nach 
einer Entscheidung des Bundesfinanzhofs aber 
nicht darunter. Es handelt sich vielmehr um 
steuerbare Einnahmen aus der freiberuflichen 
Tätigkeit als Journalistin.

Zwar orientierten sich die tarifvertraglichen Zu-
schüsse an die Steuerpflichtige im Jahr 2014 
an den Zuschüssen zum Mutterschaftsgeld 
nach dem MuSchG, die Arbeitnehmerinnen 
von ihrem Arbeitgeber erhalten. Die Voraus-
setzungen des § 3 Nr. 1 Buchst. d EStG sind 
bei tarifvertraglichen Zuschüssen jedoch nicht 
erfüllt. Während Arbeitnehmerinnen Zuschüs-
se zum Mutterschaftsgeld, die der Arbeitgeber 
an sie entrichtet, steuerfrei erhalten, sieht das 
Gesetz eine Steuerbefreiung für Zuschüsse an 
selbständig tätige Frauen nicht vor.

Beachten Sie  |  Durch die seit 2018 gelten-
de Neufassung des MuSchG ist § 19 Abs. 1 
MuSchG (Mutterschaftsgeld für Mitglieder 
einer gesetzlichen Krankenkasse) auf Frauen 
anwendbar, die wegen ihrer wirtschaftlichen 
Unselbstständigkeit als arbeitnehmerähnliche 
Person anzusehen sind. Nicht in den gesetz-
lichen Mutterschutz für arbeitnehmerähnliche 
Frauen einbezogen sind aber nach wie vor 
die  Zuschüsse zum Mutterschaftsgeld nach  
§ 20 MuSchG.

Quelle  |  BFH-Urteil vom 28.9.2022, Az. VIII R 39/19, unter  

www.iww.de, Abruf-Nr. 233305

Das Bundesfinanzministerium hat mit Datum 
vom 23.11.2022 (Az. IV C 5 - S 2353/19/10010 
:004) aktualisierte Pauschbeträge für Ver-
pflegungsmehraufwendungen und Übernach-
tungskosten bei beruflich und betrieblich ver-
anlassten Auslandsreisen veröffentlicht. Sie 
gelten ab dem 1.1.2023. Die Pauschbeträge 

Rechnung einen Mehrwertsteuerbetrag aus-
gewiesen, der auf der Grundlage eines fal-
schen Steuersatzes berechnet wurde, schul-
det er den zu Unrecht in Rechnung gestellten 
Teil der Mehrwertsteuer nicht, wenn keine 
Gefährdung des Steueraufkommens vorliegt, 
weil diese Dienstleistung ausschließlich an 
Endverbraucher erbracht wurde, die nicht 
zum Vorsteuerabzug berechtigt sind. Somit 
kam es auf die zweite Frage im Verfahren, 
die sich mit der Berichtigung der Rechnun-
gen befasste, nicht mehr an.

Beachten Sie  |  Die Regelungen zur Anwen-
dung des § 14c Abs. 1 UStG werden nun geän-
dert bzw. unionskonform ausgestaltet werden 
müssen. 

Quelle  |  EuGH, Urteil vom 8.12.2022, Rs. C‑378/21, unter  

www.iww.de, Abruf-Nr. 233527

für Übernachtungskosten sind ausschließlich 
in den Fällen der Arbeitgebererstattung an-
wendbar. Für den Werbungskostenabzug sind 
nur die tatsächlichen Übernachtungskosten 
maßgebend; dies gilt entsprechend für den 
Betriebsausgabenabzug.
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